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Basel-Stadt, Baselland,
Schwarzbubenland

ANZEIGE

Gastfamilien sollen für Geflüchtete Geld erhalten
Baselbieter SVP stellt entsprechende Forderung imLandrat. Auch Linke habenUkraine-Vorstösse vorbereitet.

Kelly Spielmann

100 Franken Nebenkostenpauschale
könnenBaselbieterinnenundBaselbie-
ter beanspruchen, die bei sich zuHau-
se Geflüchtete aufnehmen. Zu wenig,
findet SVP-Landrätin Caroline Mall.
Die Solidarität Privater sei vorbildlich
und lobenswert, aber:«Ichbinerschro-
cken, als ichgehört habe, dassmanda-
für nicht entschädigt wird.» Morgen
Donnerstag reicht sie im Landrat eine
dringliche Motion ein: Die Regierung
soll die finanzielle Unterstützung für
Gastfamilien bis EndeApril lösen.

«Das soll man nicht falsch verste-
hen», betontMall, «ohneFreiwilligen-
hilfe wäre die Schweiz nicht, was sie

ist.» IndiesemFall jedoch sei eineEnt-
schädigungmehr als angemessen.Die
GeflüchtetenerhieltenSozialhilfe, und
vom Bund gibt es für den Kanton mo-
natlich 1500 Franken pro aufgenom-
mener Person. Auch die Familien soll-
ten «anständig entschädigt» werden,
findet sie – diese müssten sich, auch
wenn sie gerne helfen «und das mit
Leib und Seele tun», einschränken.

Die Landrätin sieht einen weiteren
Vorteil:EineEntschädigungkönntemo-
tivieren, länger Wohnraum zur Verfü-
gung zu stellen. «Wir wissen, dass die
SchweizüberzuwenigAsylunterkünfte
verfügt, sollte sichderFlüchtlingsstrom
weiter zuspitzen», schreibt sie in der
Motion – man sei auch künftig auf Pri-

vate angewiesen. Davon könnten die
Gemeinden profitieren, da sie weniger
Unterbringungskosten hätten, soMall.

SPundGrünemit
InterpellationenundFragen
Einen genauen Betrag nennt sie noch
nicht, sagt aber auf Anfrage, dass sie
sich ungefähr 800Franken pro Person
undMonatundbeiFamilieneinenPau-
schalbetrag vorstellen könne. Auf das
Zweidrittelmehr, das eine dringliche
Motion erfordert, hofft sie: «Das hat
nichts mit Parteizugehörigkeit zu tun,
sondern damit, dass man die Solidari-
tät hochhalten will.» Sie erwartet
Unterstützung für ihrenVorstoss ausal-
len Fraktionen.

Mindestens zwei weitere Fraktionen
haben sich für die morgige Sitzung
ebenfalls mit dem Krieg befasst. Die
Grünenhaben fürdieFragestundedrei
Frageneingereicht, indenenesumden
Bundesbeitrag für Geflüchtete an den
Kanton, das Platzangebot in Gemein-
den sowie die Freiwilligenarbeit geht.

Die SP reicht Interpellationen zu
Aufenthaltsbewilligungen von russi-
schen Oligarchen sowie zur Stromver-
sorgung imBaselbiet ein. InderFrage-
stundekommenFremdspracheninteg-
ration, psychologische Betreuung
geflüchteterMenschen,Umsetzungder
WirtschaftssanktionengegenRussland
sowie zwei Fragen zur Unterbringung
inGastfamilien zur Sprache.

Gemeinden müssen nachzählen
Basellandweist dieGemeinden an, ihre Schutzräume zu inventarisieren – dabei schreibt der Bund das nicht vor.

BenjaminWieland

Bilderlager, Weinkeller, Bügelraum,
Modelleisenbahnzimmer – und in
einem Fall unterirdisches Feuerwehr-
museum:DerFantasie,wie einSchutz-
raumausserhalbeinerGefahrenlagebe-
nutztwerdenkann, sindkaumGrenzen
gesetzt. Wenn es aber zumUndenkba-
ren kommt und die Keller tatsächlich
einmal ihrem eigentlichen Zweck die-
nensollten, tritt dasBundesamt fürBe-
völkerungsschutz auf den Plan. Es
könnte die Betriebsbereitstellung an-
ordnen. Kantone und Gemeinden
müssten sich sputen. Innert fünfTagen
hätten die Bunker bereitzustehen.

Voneiner solchenAnordnungdürf-
te derBundweit entfernt sein, undder
Verlauf desKriegs in derUkrainewür-
dedasderzeit auchnicht rechtfertigen.
Trotzdemgreift nunBasellandvor.Der
Kanton habe die Gemeinden dazu an-
gehalten, teilt Münchenstein mit, ein
Inventar der Schutzräumeauszuarbei-
ten, als Grundlage für eine kantonale
Zuteilungsplanung.AufAnfragebestä-
tigt die Baselbieter Sicherheitsdirek-
tion (SID)dies. «DerKantonhat inden
vergangenen zwei Wochen in Zusam-
menarbeitmit den 13 regionalenZivil-
schutzorganisationen eine Aktualisie-
rung der Zuweisungsplanung vorge-
nommen», teilt SID-Sprecher Adrian
Baumgartner mit. Somit bestehe «ein
aktueller Planungsstand für den Ge-
samtkanton».Die Inventarisierung sei
zwar inderTat auf eigene Initiative hin
erfolgt, «jedoch auf Anraten des Bun-
des hin».

BeiderKontrollehatte sichder
Nuggi schon inStaubaufgelöst
Offenbar haben die entsprechenden
Pläne, Listen und Tabellen mancher-
orts viel Staub angesetzt. München-
stein schreibt: «Seit rund20 Jahrenhat
man aufgrund der nicht bestehenden
Gefahr einesbewaffnetenKonflikts (...)
AbstandvonderPraxis genommen,die
Zuweisungsplanung für die Bevölke-
rung laufend zu aktualisieren.» Das
würdebedeuten,dassnichtüberall eine
Übersicht darüberbesteht,wer sich im
Notfall wohin zu begeben hat.Obwohl
derBund für jedenBewohner, jedeBe-
wohnerin einen vollwertigen Schutz-
platz vorschreibt und die Baselbieter
Bevölkerung stark gewachsen ist – so
zählt alleineAllschwil seit der Jahrtau-
sendwende über 3000 Einwohnerin-
nen undEinwohnermehr.

InAllschwilwar es auch,wodieGe-
schäftsprüfungskommission des Ein-

wohnerrats 2019 bei einer Inspektion
von kommunalen Einrichtungen auf
ein Feuerwehrmuseum stiess, ebenso
auf eingelagertes Material, das nicht
mehr auffindbarwar. LautdemBericht
der Kommission hatten sich etliche
Gegenständewegen ihreshohenAlters
in Staub aufgelöst – so etwa ein Baby-
schnuller, der nicht mehr in der noch
verschlossenen Verpackung lag. Eine
Küche hätte nur mit Holzkohle ange-
feuert werden können.

Basel-Stadt: In jedemfünften
Fall fehltderSchutzplatz
Die Sicherheitsdirektion widerspricht
denAussagenMünchensteins,was die
ausgebliebene Aktualisierung der Zu-
weisungsplanung betrifft. Das sei je
nach Gemeindegebiet und Bevölke-
rungsschutzregion unterschiedlich ge-
handhabt worden, schreibt Adrian
Baumgartner.

Anders ist die Ausgangslage im
Stadtkanton. Die Rettung Basel-Stadt
aktualisiere die Zuweisung wöchent-
lich, sagte Stephanie Eymann vergan-
geneWoche im Grossen Rat. Die Vor-
steherin des Basler Justiz- und Sicher-
heitsdepartements beantwortete im
Parlament die Interpellation «Wieso
hat jede fünfte Person in Basel-Stadt
keinenSchutzplatz?»von JoëlThüring.
Der SVP-Grossrat bezog sich auf die
Schutzraumquote, die in Basel-Stadt
81 Prozentbeträgt – zumVergleich:Ba-
sellandweist 114 Prozent auf.

«DerKantonBasel-Stadt erfüllt die
Vorgabe des Bundes nicht», sagte Ey-
mann. Das liege vor allem daran, dass
die Schutzräume erst ab den 1940er-
Jahren systematischbeiNeubautener-
stellt worden seien, die Bautätigkeit
seither aber vor allem in der Agglome-
ration stattgefundenhabe. InAltbauten
einenBunkernachträglicheinzubauen,
sei nicht verhältnismässig. Laut Ey-
mann stehen für die Basler Bevölke-
rung4400 Schutzräume inGehdistanz
vonmaximal 30 Minutenparat.Alleine
zwischen 2014 und 2021 seien
12 972 Plätze hinzugekommen.

Ganz ohneWiderspruchwaren die
AussagenEymannsabernicht.Obwohl
man die Zuteilung laufend anpasse,
seheman trotzdem von einer vorzeiti-
gen Bekanntgabe ab, «da sich die Zu-
weisungaufgrundderdemografischen
Entwicklung sowiederBautätigkeit je-
derzeit ändernkann».DieEinwohner-
schaft solle sichnicht aufgrundvonver-
alteten Informationen inGefahr bege-
ben. Auf Verlangen, fügte Eymann an,
erhalte aber jede PersonAuskunft.

Allschwiler Schule ist
ab heute offen für
Kinder aus der Ukraine

Bildung AchtPrimarschülerinnenund
Primarschüler ausderUkrainewerden
ab heute Mittwoch in Allschwil die
Schulebesuchenkönnen.Vorallemdas
Finden einer geeigneten Lehrperson
habeeineHerausforderungdargestellt.
DieLehrperson,welchedieKinder zwi-
schenacht undzwölf Jahrenunterrich-
ten wird, spricht Russisch und kennt
das ukrainische Bildungssystem. Dies
teilte die Schulleitung der Primarstufe
Allschwil gesternmit.

«Wirsindsehrfroh,eineLehrperson
gefunden zu haben, die mit den Unter-
richtsformenvertraut istundsichmitden
Kindernverständigenkann»,wirdMar-
tinMünch,RektorderPrimarstufe, inder
Medienmitteilungzitiert.Eshandlesich
dabeiumeinengutenWeg,denKindern
einenmöglichstangenehmenStartzuer-
möglichen,sowohlauspädagogischerals
auchausemotionaler Sicht.

DieKlassekönntebis 13Kinderauf-
nehmen, bei mehr Flüchtlingskindern
müssteeine zweiteKlasseeröffnetwer-
den.Wenn die Deutschkenntnisse der
Kinder ausreichen, werden sie an-
schliessendvonderFremdsprachenin-
tegrationsklasse ineine ihremAlterund
ihren Fähigkeiten entsprechende Re-
gelklasse integriert. (mei)

Nachrichten
Letizia EliawirdDirektorin
vonBasel Tourismus

Wechsel Im April 2022 tritt der lang-
jährige Basler Tourismusdirektor Da-
niel Egloff zurück. Jetzt ist seineNach-
folge geregelt, teilt Basel Tourismus
mit.Die 39-jährigeLetiziaEliawirdper
1. September neue Direktorin von Ba-
selTourismus. Seit 2018 ist sie alsHead
ofBusinessDevelopmentundMitglied
derGeschäftsleitung bei Schweiz Tou-
rismus tätig. Zusammen mit ihrer Fa-
miliewird siewiedernachBasel ziehen.
«Die touristischeVermarktungmeiner
Heimatstadt ist nicht eineAufgabewie
jedeandere, sonderneineEhre, die ich
mit viel Leidenschaft undOptimismus
angehen werde», wird Elia in der Me-
dienmitteilung zitiert. Bis zu ihrem
Stellenantritt am1. Septemberwirdder
langjährige stellvertretende Direktor
ChristophBosshardt die Führungsver-
antwortung übernehmen. (mei)

Basler Flusskreuzfahrt-Verein
hilft ukrainischenGeflüchteten

Unterstützung Die IGRiverCruisemit
Sitz in Basel vertritt die Interessen der
Flusskreuzfahrt-Reedereien. Sie gibt
bekannt, dass dieMitglieder derOrga-
nisationdiverseHilfeleistungen füruk-
rainischeGeflüchteteanbieten.Sowür-
denHotel-Schiffe,diederzeitnichtein-
gesetztwerden,etwa inAmsterdamund
Duisburg, alsUnterkunftbereitgestellt.
In Bratislavamietete die IG RiverCrui-
se zudem Hotels an und organisierte
medizinische Versorgung für Geflüch-
tete. Auch sei eine fünfstellige Geld-
spende überwiesenworden. (sil)

Innert fünf Tagen müssten Schutzräume im Alarmierungsfall parat stehen – das ist
flott. Baselland hat nun vorgesorgt. Bild: Hanspeter Bärtschi/bz-Archiv


